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Schreiben des Ständigen Vertreters Vietnams bei den Vereinten Nationen vom 
18. September 2009 an den Generalsekretär (S/2009/490)“.249 

 Auf derselben Sitzung beschloss der Rat außerdem, wie zuvor in Konsultationen ver-
einbart, Frau Rachel Mayanja, die Sonderberaterin des Generalsekretärs für Gleichstel-
lungsfragen und Frauenförderung, und Frau Inés Alberdi, die Exekutivdirekorin des Ent-
wicklungsfonds der Vereinten Nationen für die Frau, gemäß Regel 39 seiner vorläufigen 
Geschäftsordnung zur Teilnahme einzuladen. 

 Auf derselben Sitzung beschloss der Rat ferner, wie zuvor in Konsultationen verein-
bart, Frau Asha Hagi Elmi Amin, die Vertreterin der Arbeitsgruppe nichtstaatlicher Organi-
sationen über Frauen, Frieden und Sicherheit, gemäß Regel 39 seiner vorläufigen Ge-
schäftsordnung zur Teilnahme einzuladen. 

 Auf derselben Sitzung beschloss der Rat, aufgrund des an den Ratspräsidenten ge-
richteten Antrags des Ständigen Vertreters der Libysch-Arabischen Dschamahirija bei den 
Vereinten Nationen vom 1. Oktober 2009 Herrn Téte António, den Amtierenden Ständigen 
Beobachter der Afrikanischen Union bei den Vereinten Nationen, gemäß Regel 39 seiner 
vorläufigen Geschäftsordnung zur Teilnahme einzuladen. 

Resolution 1889 (2009) 
vom 5. Oktober 2009 

 Der Sicherheitsrat, 

 in Bekräftigung seines Bekenntnisses zur fortgesetzten und vollständigen, in gegen-
seitig verstärkender Weise erfolgenden Durchführung der Resolutionen 1325 (2000) vom 
31. Oktober 2000, 1612 (2005) vom 26. Juli 2005, 1674 (2006) vom 28. April 2006, 1820 
(2008) vom 19. Juni 2008, 1882 (2009) vom 4. August 2009 und 1888 (2009) vom 
30. September 2009 und aller einschlägigen Erklärungen seines Präsidenten, 

 geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen und ein-
gedenk der dem Sicherheitsrat nach der Charta obliegenden Hauptverantwortung für die 
Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit, 

 unter Hinweis auf die in dem Ergebnis des Weltgipfels 2005250 bekundete Entschlos-
senheit, alle Formen der Gewalt gegen Frauen und Mädchen zu beseitigen, auf die Ver-
pflichtungen der Vertragsstaaten des Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau242 und des dazugehörigen Fakultativprotokolls243, des Überein-
kommens über die Rechte des Kindes244 und der dazugehörigen Fakultativprotokolle245 
sowie unter Hinweis auf die Verpflichtungen aus der Erklärung und der Aktionsplattform 
von Beijing240 sowie die Verpflichtungen, die in den Ergebnisdokumenten der dreiund-
zwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung „Frauen 2000: Gleichstellung, Ent-
wicklung und Frieden für das 21. Jahrhundert“241 enthalten sind, insbesondere soweit sie 
Frauen und bewaffnete Konflikte betreffen, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs vom 16. September 2009251 und 
betonend, dass es nicht Gegenstand dieser Resolution ist, eine rechtliche Feststellung zu 
treffen, ob die in dem Bericht des Generalsekretärs genannten Situationen bewaffnete Kon-
flikte im Sinne der Genfer Abkommen von 1949247und ihrer Zusatzprotokolle von 1977248 
sind, und dass sie nicht die Rechtsstellung der an diesen Situationen beteiligten nichtstaat-
lichen Parteien berührt, 

_______________ 
249 Aserbaidschan stellte einen Antrag auf Teilnahme, den es später zurückzog. 
250 Siehe Resolution 60/1 der Generalversammlung. 
251 S/2009/465 und Corr.1. 
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 unter Begrüßung der Anstrengungen der Mitgliedstaaten zur Durchführung seiner 
Resolution 1325 (2000) auf nationaler Ebene, namentlich der Aufstellung nationaler Ak-
tionspläne, und die Mitgliedstaaten ermutigend, mit diesen Anstrengungen fortzufahren, 

 erneut erklärend, dass Frauen in Anbetracht ihrer entscheidenden Rolle bei der Ver-
hütung und Beilegung von Konflikten und bei der Friedenskonsolidierung an allen Phasen 
von Friedensprozessen voll, gleichberechtigt und wirksam mitwirken müssen, in Bekräfti-
gung der Schlüsselrolle, die Frauen bei der Wiederherstellung des sozialen Gefüges einer 
sich erholenden Gesellschaft spielen können, und betonend, dass sie in die Entwicklung 
und Umsetzung von Postkonfliktstrategien einbezogen werden müssen, damit ihren Per-
spektiven und Bedürfnissen Rechnung getragen wird, 

 mit dem Ausdruck seiner tiefen Besorgnis darüber, dass Frauen in allen Phasen von 
Friedensprozessen unterrepräsentiert sind und dass insbesondere bei Vermittlungsprozes-
sen nur sehr wenige Frauen in offizieller Funktion tätig sind, und betonend, dass sicherge-
stellt werden muss, dass eine angemessene Zahl von Frauen auf Entscheidungspositionen, 
als hochrangige Vermittlerinnen und als Mitglieder von Vermittlerteams ernannt werden, 

 nach wie vor sehr besorgt über die fortbestehenden Hindernisse hinsichtlich der vol-
len Mitwirkung von Frauen an der Verhütung und Beilegung von Konflikten und hinsicht-
lich ihrer Beteiligung am öffentlichen Leben nach Konflikten infolge von Gewalt und Ein-
schüchterung, mangelnder Sicherheit und mangelnder Rechtsstaatlichkeit, kultureller Dis-
kriminierung und Stigmatisierung, namentlich der Zunahme extremistischer oder fanati-
scher Ansichten über Frauen, sowie sozioökonomischen Faktoren, einschließlich des feh-
lenden Zugangs zu Bildung, und in dieser Hinsicht anerkennend, dass die Marginalisierung 
der Frauen die Herbeiführung dauerhaften Friedens und dauerhafter Sicherheit und Aus-
söhnung verzögern oder untergraben kann, 

 anerkennend, dass Frauen und Mädchen in Postkonfliktsituationen besondere Be-
dürfnisse haben, unter anderem in Bezug auf physische Sicherheit, Gesundheitsdienste, 
unter Einbeziehung der reproduktiven und der geistigen Gesundheit, Möglichkeiten der 
Existenzsicherung, Boden- und Eigentumsrechte, Beschäftigung sowie ihre Beteiligung an 
Entscheidungsprozessen und der Planung nach Konflikten, insbesondere in den frühen 
Phasen der Friedenskonsolidierung nach Konflikten, 

 feststellend, dass es bei der Stärkung der Mitwirkung von Frauen an der Konfliktver-
hütung, der Konfliktbeilegung und der Friedenskonsolidierung trotz einiger Fortschritte 
nach wie vor Hindernisse gibt, mit dem Ausdruck seiner Besorgnis darüber, dass die Kapa-
zitäten von Frauen zur Beteiligung an der öffentlichen Entscheidungsfindung und der wirt-
schaftlichen Erholung in Postkonfliktsituationen häufig nicht ausreichend anerkannt oder 
finanziell unterstützt werden, und unterstreichend, dass die Bereitstellung von Finanzmit-
teln zur Deckung der Bedürfnisse der Frauen in der Frühphase der Wiederherstellung uner-
lässlich ist, um die Frauen stärker zu ermächtigen, was zu einer wirksamen Friedenskonso-
lidierung nach Konflikten beitragen kann, 

 sowie feststellend, dass Frauen in Situationen bewaffneten Konflikts und in Postkon-
fliktsituationen weiterhin oft als Opfer und nicht als Handelnde bei der Auseinanderset-
zung mit Situationen bewaffneten Konflikts und bei ihrer Beilegung gesehen werden, und 
betonend, dass nicht nur der Schutz der Frauen, sondern auch ihre Ermächtigung bei der 
Friedenskonsolidierung ein Schwerpunkt sein muss, 

 anerkennend, dass ein Verständnis der Auswirkungen bewaffneter Konflikte auf 
Frauen und Mädchen, namentlich als Flüchtlinge und Binnenvertriebene, eine angemesse-
ne und schnelle Reaktion auf ihre besonderen Bedürfnisse und wirksame institutionelle 
Vorkehrungen zur Gewährleistung ihres Schutzes und ihrer vollen Beteiligung am Frie-
densprozess, insbesondere in den frühen Phasen der Friedenskonsolidierung nach Konflik-
ten, in erheblichem Maße zur Wahrung und Förderung des Weltfriedens und der internatio-
nalen Sicherheit beitragen können, 
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 unter Begrüßung der Initiative der Vereinten Nationen zur Entwicklung eines Sys-
tems ähnlich demjenigen, das erstmals vom Entwicklungsprogramm der Vereinten Natio-
nen eingeführt wurde und das den Entscheidungsträgern erlaubt, die Verwendung der für 
Geschlechterfragen zugewiesenen Mittel in den Multi-Geber-Treuhandfonds der Gruppe 
der Vereinten Nationen für Entwicklungsfragen zu verfolgen, 

 sowie unter Begrüßung der Anstrengungen des Generalsekretärs, mehr Frauen für 
Leitungspositionen der Vereinten Nationen, insbesondere in Feldmissionen, zu ernennen, 
als einen konkreten Schritt, damit die Vereinten Nationen bei der Durchführung der Reso-
lution 1325 (2000) eine Führungsrolle übernehmen, 

 ferner unter Begrüßung der bevorstehenden Einsetzung eines Lenkungsausschusses 
der Vereinten Nationen mit dem Ziel, im Hinblick auf die Vorbereitungen zum zehnten 
Jahrestag der Resolution 1325 (2000) für größere Sichtbarkeit zu sorgen und die Koordi-
nierung innerhalb des Systems der Vereinten Nationen zu stärken, 

 die maßgeblichen Akteure dazu ermutigend, im Zeitraum 2009-2010 Veranstaltungen 
auf globaler, regionaler und nationaler Ebene zu organisieren, um die Resolution 1325 
(2000) stärker ins Bewusstsein zu rücken, auch durch Veranstaltungen auf Ministerebene, 
die Verpflichtungen im Hinblick auf „Frauen und Frieden und Sicherheit“ zu erneuern und 
Wege für die Auseinandersetzung mit verbleibenden und neuen Herausforderungen bei der 
Durchführung der Resolution 1325 (2000) in der Zukunft aufzuzeigen, 

 1. fordert die Mitgliedstaaten, die internationalen und die regionalen Organisatio-
nen nachdrücklich auf, weitere Maßnahmen zu ergreifen, um die Mitwirkung von Frauen 
an allen Phasen von Friedensprozessen, insbesondere der Konfliktbeilegung, der Postkon-
fliktplanung und der Friedenskonsolidierung, zu verbessern, indem Frauen verstärkt in die 
politische und wirtschaftliche Entscheidungsfindung in den frühen Phasen von Wiederher-
stellungsprozessen einbezogen werden, unter anderem durch die Förderung der Führungs-
rolle von Frauen und ihrer Fähigkeit, am Management und an der Planung der Hilfe mit-
zuwirken, durch die Unterstützung von Frauenorganisationen und durch das Vorgehen ge-
gen negative gesellschaftliche Einstellungen hinsichtlich der Fähigkeit der Frauen zur 
gleichberechtigten Teilhabe; 

 2. fordert alle an bewaffneten Konflikten beteiligten Parteien erneut auf, das auf 
die Rechte und den Schutz von Frauen und Mädchen anwendbare Völkerrecht uneinge-
schränkt zu achten; 

 3. verurteilt nachdrücklich alle in Situationen bewaffneten Konflikts und in Post-
konfliktsituationen an Frauen und Mädchen begangenen Verstöße gegen das anwendbare 
Völkerrecht, verlangt von allen an Konflikten beteiligten Parteien, derartige Handlungen 
mit sofortiger Wirkung einzustellen, und betont, dass es allen Staaten obliegt, der Straflo-
sigkeit ein Ende zu setzen und diejenigen strafrechtlich zu verfolgen, die für in bewaffne-
ten Konflikten an Frauen und Mädchen begangene Gewalt in allen Formen, einschließlich 
Vergewaltigungen und sonstiger sexueller Gewalt, verantwortlich sind; 

 4. fordert den Generalsekretär auf, eine Strategie auszuarbeiten, namentlich ge-
stützt auf geeignete Aus- und Fortbildungsmaßnahmen, um die Zahl der Frauen zu erhö-
hen, die ernannt werden, um in seinem Namen Gute Dienste zu leisten, insbesondere als 
Sonderbeauftragte und Sondergesandte, und Maßnahmen zugunsten einer verstärkten Teil-
nahme von Frauen an den politischen, Friedenskonsolidierungs- und Friedenssicherungs-
missionen der Vereinten Nationen zu ergreifen; 

 5. ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass alle Landesberichte an den 
Sicherheitsrat Informationen über die Auswirkungen von Situationen bewaffneten Kon-
flikts auf Frauen und Mädchen, ihre besonderen Bedürfnisse in Postkonfliktsituationen und 
die Hindernisse für die Deckung dieser Bedürfnisse enthalten; 
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 6. ersucht den Generalsekretär außerdem, dafür zu sorgen, dass die zuständigen 
Organe der Vereinten Nationen in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten und der Zivil-
gesellschaft Daten über die besonderen Bedürfnisse von Frauen und Mädchen in Postkon-
fliktsituationen, unter anderem auch Informationen über ihre Bedürfnisse in Bezug auf 
physische Sicherheit und die Mitwirkung an Entscheidungsprozessen und an der Postkon-
fliktplanung, sammeln, analysieren und systematisch bewerten, um die systemweite Reak-
tion auf diese Bedürfnisse zu verbessern; 

 7. bekundet seine Absicht, bei der Festlegung und Erneuerung der Mandate der 
Missionen der Vereinten Nationen Bestimmungen über die Förderung der Gleichstellung 
und die Ermächtigung der Frauen in Postkonfliktsituationen aufzunehmen, und ersucht den 
Generalsekretär, soweit angezeigt weiterhin Berater für Geschlechter- und Gleichstellungs-
fragen und/oder Frauenschutzberater für Missionen der Vereinten Nationen zu ernennen, 
und bittet diese, in Zusammenarbeit mit den Landesteams der Vereinten Nationen techni-
sche Hilfe zu leisten und verstärkte Koordinierungsanstrengungen zu unternehmen, um den 
Bedürfnissen von Frauen und Mädchen bei der Wiederherstellung nach Konflikten Rech-
nung zu tragen;  

 8. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die Geschlechterperspektive in 
alle Prozesse und Sektoren der Friedenskonsolidierung und Wiederherstellung nach Kon-
flikten einzubeziehen; 

 9. fordert die Mitgliedstaaten, die Organe der Vereinten Nationen, die Geber und 
die Zivilgesellschaft nachdrücklich auf, dafür zu sorgen, dass die Ermächtigung der Frauen 
während der Bedarfsermittlung und Planung nach Konflikten und in den nachfolgenden 
Mittelauszahlungen und Programmaktivitäten berücksichtigt wird, namentlich indem 
transparente Verfahren der Analyse und der Verfolgung der zur Deckung der Bedürfnisse 
von Frauen in der Konfliktfolgezeit zugewiesenen Mittel entwickelt werden; 

 10. legt den Mitgliedstaaten in Postkonfliktsituationen nahe, in Abstimmung mit der 
Zivilgesellschaft, einschließlich Frauenorganisationen, die Bedürfnisse und Prioritäten von 
Frauen und Mädchen detailliert darzulegen und im Einklang mit ihrem Rechtssystem kon-
krete Strategien zu entwerfen, um diesen Bedürfnissen und Prioritäten zu entsprechen, die 
unter anderem die Unterstützung für erhöhte physische Sicherheit und bessere sozioöko-
nomische Bedingungen betreffen, durch Bildung, einkommenschaffende Tätigkeiten, den 
Zugang zu grundlegenden Diensten, insbesondere Gesundheitsdiensten unter Einbeziehung 
der sexuellen und reproduktiven Gesundheit, der reproduktiven Rechte und der geistigen 
Gesundheit, durch Geschlechtergerechtigkeit bei der Strafverfolgung und beim Zugang zur 
Justiz sowie durch die Stärkung der Fähigkeit zur Teilnahme an der öffentlichen Entschei-
dungsfindung auf allen Ebenen; 

 11. fordert die Mitgliedstaaten, die Organe der Vereinten Nationen und die Zivilge-
sellschaft, einschließlich der nichtstaatlichen Organisationen, nachdrücklich auf, alle 
durchführbaren Maßnahmen zu ergreifen, um in Postkonfliktsituationen in Anbetracht der 
entscheidenden Rolle der Bildung bei der Förderung der Beteiligung von Frauen an der 
Entscheidungsfindung nach Konflikten Frauen und Mädchen gleichberechtigten Zugang 
zur Bildung zu gewährleisten; 

 12. fordert alle an bewaffneten Konflikten beteiligten Parteien auf, den zivilen und 
humanitären Charakter von Flüchtlingslagern und -siedlungen zu achten und den Schutz 
aller in solchen Lagern lebenden Zivilpersonen, insbesondere Frauen und Mädchen, vor 
allen Formen der Gewalt, einschließlich Vergewaltigung und sonstiger sexueller Gewalt, 
sowie den vollen, ungehinderten und sicheren Zugang für humanitäre Hilfe zu gewährleis-
ten; 

 13. fordert alle an der Planung für Entwaffnung, Demobilisierung und Wiederein-
gliederung Beteiligten auf, den besonderen Bedürfnissen der mit Streitkräften und bewaff-
neten Gruppen verbundenen Frauen und Mädchen sowie ihrer Kinder Rechnung zu tragen 
und dafür zu sorgen, dass sie zu diesen Programmen vollen Zugang haben; 
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 14. legt der Kommission für Friedenskonsolidierung und dem Büro zur Unterstüt-
zung der Friedenskonsolidierung nahe, weiter dafür zu sorgen, dass die Förderung der 
Gleichstellung der Geschlechter und der Ermächtigung der Frauen als fester Bestandteil 
der Friedenskonsolidierung nach Konflikten systematisch beachtet wird und Ressourcen 
dafür mobilisiert werden, und Frauen zur vollen Beteiligung an diesem Prozess zu ermuti-
gen; 

 15. ersucht den Generalsekretär, in seinem Aktionsplan zur Verbesserung der Frie-
denskonsolidierungsbemühungen der Vereinten Nationen zu berücksichtigen, dass die Be-
teiligung von Frauen an der politischen und wirtschaftlichen Entscheidungsfindung von 
den frühesten Phasen des Friedenskonsolidierungsprozesses an verbessert werden muss; 

 16. ersucht den Generalsekretär außerdem, bei den Bemühungen der Sonderbeauf-
tragten des Generalsekretärs für Kinder und bewaffnete Konflikte und des Sonderbeauf-
tragten des Generalsekretärs für sexuelle Gewalt und bewaffnete Konflikte, um dessen 
Ernennung in Resolution 1888 (2009) des Sicherheitsrats ersucht wurde, volle Transpa-
renz, Zusammenarbeit und Koordinierung zu gewährleisten; 

 17. ersucht den Generalsekretär ferner, dem Rat innerhalb von sechs Monaten einen 
Katalog von Indikatoren zur Prüfung vorzulegen, die auf globaler Ebene zur Verfolgung 
der Durchführung seiner Resolution 1325 (2000) verwendet werden können und die als 
gemeinsame Grundlage für die Berichterstattung der zuständigen Stellen der Vereinten 
Nationen, anderer internationaler und regionaler Organisationen und der Mitgliedstaaten 
über die Durchführung der Resolution 1325 (2000) im Jahr 2010 und darüber hinaus die-
nen könnten; 

 18. ersucht den Generalsekretär, in den in der Erklärung des Präsidenten des Si-
cherheitsrats vom 23. Oktober 2007252 erbetenen Bericht auch eine Überprüfung der Fort-
schritte bei der Durchführung seiner Resolution 1325 (2000), eine Bewertung der Verfah-
ren des Rates für die Entgegennahme und Analyse von Informationen betreffend Resolu-
tion 1325 (2000) und seine diesbezügliche Beschlussfassung, Empfehlungen für weitere 
Maßnahmen zur besseren Koordinierung im gesamten System der Vereinten Nationen und 
mit den Mitgliedstaaten und der Zivilgesellschaft mit dem Ziel, die Durchführung zu ge-
währleisten, sowie Daten über die Beteiligung von Frauen an Missionen der Vereinten Na-
tionen aufzunehmen; 

 19. ersucht den Generalsekretär außerdem, dem Rat innerhalb von zwölf Monaten 
einen Bericht über Maßnahmen zur Beteiligung und Einbeziehung von Frauen bei der 
Friedenskonsolidierung und der Planung in der Konfliktfolgezeit vorzulegen, darin die 
Auffassungen der Kommission für Friedenskonsolidierung zu berücksichtigen und unter 
anderem die folgenden Elemente aufzunehmen: 

 a) eine Analyse der besonderen Bedürfnisse von Frauen und Mädchen in Postkon-
fliktsituationen; 

 b) Probleme bei der Mitwirkung von Frauen an der Konfliktbeilegung und der 
Friedenskonsolidierung und bei der Integration der Geschlechterperspektive in alle Prozes-
se der Planung, Finanzierung und Wiederherstellung in der Frühphase nach einem Kon-
flikt; 

 c) Maßnahmen zur Unterstützung der nationalen Kapazitäten bei der Planung und 
Finanzierung von Maßnahmen, die den Bedürfnissen von Frauen und Mädchen in Postkon-
fliktsituationen Rechnung tragen; 

 d) Empfehlungen zur Verbesserung der internationalen und nationalen Maßnah-
men, die den Bedürfnissen von Frauen und Mädchen in Postkonfliktsituationen Rechnung 

_______________ 
252 S/PRST/2007/40. 



Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheitsrats vom 1. August 2009 bis 31. Juli 2010 

183
 

tragen, einschließlich der Entwicklung wirksamer finanzieller und institutioneller Vorkeh-
rungen, um die volle und gleichberechtigte Teilhabe der Frauen am Friedenskonsolidie-
rungsprozess zu gewährleisten; 

 20. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befasst zu bleiben. 

Auf der 6196. Sitzung einstimmig verabschiedet. 

Beschlüsse 

 Am 2. Februar 2010 richtete der Präsident des Sicherheitsrats das folgende Schreiben 
an den Generalsekretär253: 

 „Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, dass Ihr Schreiben vom 29. Januar 2010, in 
dem Sie mich über Ihre Absicht unterrichteten, Frau Margot Wallström (Schweden) 
zur Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für sexuelle Gewalt in Konflikten zu er-
nennen254, den Mitgliedern des Sicherheitsrats zur Kenntnis gebracht worden ist, die 
davon Kenntnis genommen haben.“ 

 Auf seiner 6302. Sitzung am 27. April 2010 behandelte der Rat den Punkt 

„Frauen und Frieden und Sicherheit 

Bericht des Generalsekretärs über Frauen und Frieden und Sicherheit 
(S/2010/173)“. 

 Auf derselben Sitzung beschloss der Rat, wie zuvor in Konsultationen vereinbart, 
Frau Margot Wallström, die Sonderbeauftragte des Generalsekretärs für sexuelle Gewalt in 
Konflikten, und Frau Rachel Mayanja, die Sonderberaterin für Gleichstellungsfragen und 
Frauenförderung, gemäß Regel 39 seiner vorläufigen Geschäftsordnung zur Teilnahme 
einzuladen. 

 Auf derselben Sitzung gab der Präsident im Anschluss an Konsultationen unter den 
Mitgliedern des Sicherheitsrats im Namen des Rates die folgende Erklärung ab255: 

 „Der Sicherheitsrat begrüßt die Ernennung von Frau Margot Wallström zur 
Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für sexuelle Gewalt in Konflikten und be-
kundet erneut seine Unterstützung für ihr in Resolution 1888 (2009) festgelegtes 
Mandat. 

 Der Rat begrüßt die rechtzeitige Vorlage des in Resolution 1889 (2009) erbete-
nen Berichts des Generalsekretärs256 und nimmt Kenntnis von den darin enthaltenen 
Indikatoren und Empfehlungen. 

 Der Rat stellt fest, dass die in dem Bericht enthaltenen Indikatoren vor einer 
praktischen Anwendung technisch und konzeptionell weiterentwickelt werden müs-
sen. 

 Der Rat ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin Konsultationen mit dem 
Rat zu führen und dabei die Auffassungen einzubeziehen, die von anderen maßgebli-
chen Interessenträgern, einschließlich des breiteren Kreises der Mitglieder der Verein-
ten Nationen, bekundet werden, unter Berücksichtigung der Notwendigkeit, die in 
seinem Bericht enthaltenen Indikatoren weiterzuentwickeln, sowie der parallel lau-
fenden Arbeiten betreffend Resolution 1888 (2009), um in seinen nächsten, dem Rat 
im Oktober 2010 vorzulegenden Bericht über die Durchführung von Resolution 1325 

_______________ 
253 S/2010/63. 
254 S/2010/62. 
255 S/PRST/2010/8. 
256 S/2010/173. 




